
Mit dem Einmarsch russischer
Truppen in der Ukraine begann ei-
ne neue Phase militärischer Inter-
vention im Land. Dem
vorangegangen ist ein hohes Ni-
veau an politischen und militäri-
schen Provokationen von Seiten
der USA und EU gegenüber Teilen
der Bevölkerung der Ukraine und
dem russischen imperialistischen
Konkurrenten. Dieser Krieg ist ein
Kampf ausländischer Großmächte
auf dem Rücken des ukrainischen
Volkes. Als Unterdrückte und Aus-
gebeutete stehen wir für die Völ-
kerfreundschaft und gegen die
Intervention von USA, EU und
Russland.

Die aktuelle Lage in der Ukraine kann

nicht einseitig als „Aggression Russ-
lands” bezeichnet werden, sondern
hat eine Vorgeschichte. Im sogenann-
ten „Euromaidan” 2014 unterstützten
die USA und EU einen faschistischen
Putsch, der dazu führte, dass pro-
westliche Kräfte in die Regierung ge-
hievt wurden. Diese führten eine Libe-
ralisierung der Wirtschaft zu Gunsten
des „Westens” durch und bereiteten
sich darauf vor, die „Volksrepubliken”
im Donbass durch Krieg wieder in die
Ukraine einzugliedern. Durch die Un-
terdrückung der russischen Bevölke-
rung in der Ukraine wurde versucht,
das Volk gegeneinander aufzuhetzen.
Faschistische und neonazistische Mi-
lizen (wie das Asov-Bataillon) wurden
als Kampfverbände in die ukrainische
Armee eingegliedert, also in jene Ar-

mee, die derzeit vom Westen bejubelt
und als „Verteidiger der Ukraine“ ge-
feiert wird.

Die USA nutzte die Kriegshetze gegen
Russland um den Druck auf die EU zu
erhöhen und Projekte wie North
Stream 2 zu verhindern. Sie versu-
chen damit die EU auch in der Ener-
giefrage stärker an sich zu binden,
mit dem Ziel in Europa großflächig
das eigene Frackinggas zu verkaufen.
Deutschland hat nun bereits ein Aus-
setzen der russisch-deutschen Gas-
pipeline angekündigt, jedoch nicht das
Ende des Projekts bestätigt. Auch
wenn North-Strem-2 wieder aufge-
nommen wird, werden die Gaspreise
hoch bleiben. Die Arbeiter und Völker
sollen zahlen. Die Herrschenden wis-
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sen um die „Waffe” der Energiepro-
duktion und werden sie auch dement-
sprechend zu Gunsten ihrer Profite
einzusetzen versuchen. Auch North-
Stream-2 ist ein Projekt in diesem
Sinne, selbst wenn es zeitweilig auf
Eis liegt. Die Verfügbarkeit von russi-
schem Gas würde nicht automatisch
niedrigere Energiepreise bedeuten,
da das Instrument der Preisgestaltung
auch immer politischen Interessen
folgt.

Die imperialistischen Staaten des
“Westens” hüllen sich nun in den
Mantel der „Solidarität” mit und die
Verteidigung der Ukraine. Dabei geht
es nicht um wirkliche Solidarität und
Völkerfreundschaft, sondern um die
Mobilisierung der eigenen Bevölke-
rungen im Sinne ihrer Kriegsinteres-
sen. Die aktuelle Lage zeigt einerseits
einen Kampf zwischen den Großmäch-
ten USA, EU und Russland, welcher
alleine im latenten Krieg der seit 2014
in der Ostukraine geführt wird 14.000
Menschenleben gekostet hat. Haupt-

verantwortlich dafür ist die Aggressi-
on und Kriegshetze des Westens.
Andererseits hat die Bevölkerung in
der Ukraine eine faschistische Junta
an der Macht, wird nun teilweise von
russichen Truppen besetzt und hinter
der Türe lauert die NATO. Ganz offen-
sichtlich liegt es nicht im Interesse
der Bevölkerung sich auf die eine
oder andere Seite der ausländischen
Intervention, oder der Regierung zu

schlagen, sondern für nationale Sou-
veränität und Selbstbestimmung zu
kämpfen und die Solidarität in der
Bevölkerung zu stärken. In Österreich
muss vor allem die Einmischung und
Beteiligung Österreichs an der
Kriegshetze der EU verurteilt, sowie
die internationale Soldiarität der Völ-
ker gegen die Kriegsinteressen ver-
teidigt werden.

Nach der Entsendung rus-
sischer Truppen in die Uk-
raine dauerte es nicht
einmal zwei Tage und die
österreichische Politik er-
klärte fast einstimmig,
dass die Neutralität Öster-
reichs bei Seite geschoben
werden müsse.

Nehammer erklärte, dass man
bei „Völkerrechtsbrüchen
nicht neutral“ sein könne und
der Standard titelte: „Es gilt:
Solidarität vor Neutralität“.
Der Wiener Bürgermeister
Michael Ludwig ließ das Rat-
haus mit der ukrainischen
Fahne beflaggen und erklär-
te: „Wir sind nicht neutral,
wenn es um unsere Werte
geht“. Die zahlreichen Be-
gründungen der Herrschen-
den warum die Neutralität für
diesen oder jenen Fall nicht

anwendbar sei, kennen wir
schon von zahlreichen ande-
ren Beispielen, wie die EU-Ar-
mee oder EU/SSZ. Dass nun
unter dem Schlagwort der
„Solidarität“ die Neutralität
mit Füßen getreten wird, soll
die österreichische Bevölke-
rung für die Kriegsinteressen
von EU und USA empfänglich
machen. Wo war diese angeb-
liche Solidarität, als 2014 im
Maidan Faschisten an die Re-
gierung geputscht und demo-
kratische, sowie gewerk-
schaftliche Organisationen
und Rechte drangsaliert wur-
den? Wo war die „Solidarität“
als mit Unterstützung von
USA und EU das Land an
ausländische Monopolkonzer-
ne verscherbelt und hundert-
tausende Kleinbauern in den
Ruin getrieben wurden? Die-
se „Solidarität“ soll die wirk-

liche Solidarität mit der
ukrainischen Bevölkerung
verhindern und die faschisti-
sche Junta in Kiew stützten.

Die Spitze dieser Kriegspro-
paganda bildete die Instru-
mentalisierung des öffent-
lichen Verkehrs. Die Wiener
U-Bahnen und Straßenbah-
nen hielten gleichzeitig an,
um für eine „Gedenkminute

in Solidarität“ mit der Ukrai-
ne innezuhalten. Dass öffent-
liche Institutionen und
Staatsbetriebe für politische
und militärische Ziele ge-
braucht werden, ist Teil einer
neuen Militarisierung und da-
mit Teil einer Kriegshetze die
nur im Sinne der Herrschen-
den ist, doch nicht den Un-
terdrückten und Ausgebeute-
ten dient.
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Der sogenannte „Euromai-
dan” war ein durch die USA
und EU gestützter faschisti-
scher Putsch, der darauf ab-
zielte eine pro-westliche
Regierung einzusetzen. Zwi-
schen November 2013 und
dem Frühjahr 2014 verjagten
hauptsächlich faschistische
Kräfte und Milizen den Präsi-
denten und machten Jagd auf
demokratische und gewerk-
schaftliche Kräfte.

Das Ziel dieses Putsches war
ein Assoziierungsabkommen
mit der EU, um die Ukraine in
den „Westen” einzubinden,
die Wirtschaft zu liberalisie-

ren und Investitio-
nen aus dem
Ausland zu er-
leichtern. Das
blieb nicht unbe-
antwortet und vor
allem im Osten des
Landes formierte
sich ein breiter
Widerstand, der
großteils von den
Arbeitern getragen
wurde. Dieser Wi-
derstand mündete
in der Ausrufung
der unabhängigen
„Volksrepubliken”
Donezk und Lu-
gansk.
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Kurz vor dem Vorstoß des
russischen Militärs in
den Osten der Ukraine
sagte Vladimir Putin in
einer Rede, dass die urai-
nische Nation in ihrer
heutigen Form ein „Kon-
strukt“ der Kommunis-
ten, insbesondere Lenins,
sei. Außenminister La-
wrow wiederholte diese
These am Abend des 25.
Februar.

Die These, dass die ukraini-
sche Nation in heutiger
Form von Kommunisten „er-
funden“ wurde, spricht laut
Putin und Lawrow dafür,
dass man die Geschichte
„korrigieren“ müsse. Damit
bestätigen sie, dass die
Führung des russischen Im-
perialismus heute zwar ger-
ne auf das Andenken der
mächtigen und starken So-
wjetunion, die dem Deut-
schen Reich das Genick
brach und die Völker Euro-
pas von der Unterdrückung
durch die Faschisten befrei-

te, zurückgreift. Doch außer
einem „großen und star-
ken“ Andenken, mit dem sie
ihre eigene „Größe und
Stärke“ untermauern wol-
len, liegt ihnen nichts an
der Sowjetunion. Im Gegen-
teil, die Führung Russlands
ist heute – ebenso wie die
Führung Chinas – auf rabiat
antikommunistischem Kurs.
Putin und Lawrow ersetzen
die Befreiung der Nationen
durch das Großrussentum,
durch einen russischen
Chauvinismus und Nationa-
lismus. Es ist unbestritten,
dass in der Ukraine, im Os-
ten, ein sehr hoher Anteil
russischer Bevölkerung
lebt, oft sogar eine Mehr-
heit. Diese wurde in der Uk-
raine der vergangenen
Jahre tatsächlich unter-
drückt. Ihre Sprache und
ihre Kultur wurden verbo-
ten und beschnitten, es kam
zu Massakern. Das passier-
te im Namen des ukraini-
schen Nationalismus, der
historisch sehr aggressiv

und oft eng mit deutschen
Kriegsplänen verbunden
war. Nicht umsonst wird er
heute von den USA, der EU,
linksliberalen und neo-fa-
schistischen Kräften massiv
unterstützt. Doch deswegen
wie Putin und Lawrow zu
schlussfolgern, dass die uk-
rainische Nation ein „Kon-
strukt“ Lenins ist, mit dem
dieser damals „ukrainischen
Nationalisten entgegenge-
kommen“ wäre, das aber in
Wahrheit nur eine „Spal-
tung Russlands“ ist, stellt
die Sache vollkommen auf
den Kopf. Die verschiede-
nen Nationen der Sowjet-
union bauten bis in die
1950er Jahre gemeinsam ei-
ne befreite Gesellschaft auf,
sie erkämpften gemeinsame
Siege gegen den Kapitalis-
mus. Dass sie gemeinsam
den Sozialismus aufbauten
und den Kapitalismus zer-
schlugen, davon wollen Pu-
tin und Lawrow nichts
wissen.

Das ist ein Punkt den man-
che fortschrittliche und de-
mokratische Kräfte im
Westen oft nicht verstehen.
Sie sehen Russland als „po-
sitives“ Gegengewicht zur
USA und EU. Die USA sind
zweifellos der hauptsächli-
che Brandstifter von Krie-
gen auf der ganzen Welt.
Auch der aktuelle Krieg in
der Ukraine findet seine
Grundlage hauptsächlich in
den Aggressionen und dem
Militarismus der USA und
EU. Das bedeutet aber
nicht, dass der russische
Imperialismus besser, oder
vielleicht gar kein Imperia-
lismus wäre. Für die Völker
kann es schlussendlich kei-
nen Fortschritt geben, wenn
sie sich nicht von Fremdbe-
stimmung und Kapitalismus
frei machen. Die Ukraine ist
heute ein mahnendes Bei-
spiel dafür. Putin und La-
wrow versuchen das, wie
auch der Westen, mit anti-
kommunistischen Nebel-
granaten zu verschleiern.

Der „Euromaidan” in der Ukraine
von Dilara P.

Putin: Antikommunistischer Betrug.
von Paul W.



Genau jene Regierung mit
der wir nach Meinung der
Herrschenden nun Solidari-
tät bekunden sollten, macht
keinen Hehl um ihre Ge-
denkkultur um Nazi-Kolla-
borateure und andere
Faschisten.

Der von der derzeitigen ukrai-
nischen Regierung als Natio-
nalheld gefeierte Stepan
Bandera war Mitglied und spä-
terer Anführer der 1929 ge-
gründeten „Organisation
Ukrainischer Nationalisten“
(OUN). Diese sah ihre Vorbil-
der vor allem in Mussolini und
Hitler und arbeitete mit den
italienischen Faschisten, der
kroatischen Ustascha und den
deutschen Nationalsozialisten
zusammen. Ziel war die Säube-
rung der Ukraine von Polen und
Juden und der Kampf gegen die
sozialistische Sowjetunion. Die
OUN half den deutschen Besat-
zern bei der Ermordung von et-
wa 800.000 Juden. Auf eigene
Initiative ermordeten OUN-Mit-
glieder rund 100.000 Polen und
vertrieben weitere tausende
aus der Westukraine. Stepan
Bandera wurde auch im Euro-

Maidan als „Held“ gefeiert und
sein Bild prangte nahe der gro-
ßen Bühne auf dem Maidan. Im
Zuge der „Westintegration“ der
Ukraine seit 2014 wurden zahl-
reiche antifaschistische Denk-
mäler zerstört und unter
anderem Denkmäler für Bande-
ra errichtet. Im westukrainsi-
chen Lemberg ist Bandera Teil
der „Popkultur“ mit seinem
Konterfei auf Bierkrügen, Bil-
dern und T-Shirts wird für die
„Banderastadt“ geworben.

Die ukrainischen Regierungen
seit 2014 hatten kein Blatt vor
dem Mund, wenn es um diese
„Werte“ oder „Traditionen“

geht. So wurde beispielsweise
der Blogger Anatoli Schari, der
schon vor dem Maidan nach
Spanien fliehen musste, wegen
„subversiver Tätigkeit“ vom uk-
rainischen Geheimdienst ge-
sucht, weil er sich für das
Recht auf Mehrsprachigkeit in
der Ukraine einsetzte und ge-
gen die Hetze gegenüber der
russischsprachigen Bevölke-
rung auftrat. Diese Gedenkkul-
tur ist nun Teil der „Werte“,
welche auch die Machthaber in
Österreich als „unsere Werte“
bezeichnen. Die demokratische
Öffentlichkeit wird sich davon
nicht blenden lassen.
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Wir brauchen andere
Zeitungen! Die Presse
und andere Medien sind
heute vollkommen mit
den kapitalistischen Mo-
nopolen und dem Staats-
apparat verschmolzen.
Wir können feststellen,
dass die Unterdrückten
und Ausgebeuteten keine
eigene Presse haben,
außer sie schaffen sich
selbst Organe die in ih-
ren Händen liegen, ihre
Interessen wahrnehmen
und zum Ausdruck bring-
en. Die „Rote Fahne“ ist
eine revolutionäre de-
mokratische Zeitung, die
auf Seite der Unter-
drückten und Ausgebeu-
teten steht und auch aus
ihnen kommt. Mit unse-
rer Tätigkeit wollen wir
die aktive Teilnahme
verschiedener Teile des
Volkes an dieser Arbeit
fördern und somit zu ih-
rer Organisierung bei-
tragen. Unsere gesamte
Blattlinie findest du auf
unserer Homepage.

Faschistische Gedenkkultur der
ukrainischen Regierung
von Andrea J.


